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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
'EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

- eine Verordnung (EWG) des Rates, mit der die Nieder- 
lande ermächtigt werden, besondere Interventionsmaß- 
nahmen bei Äpfeln anzuwenden 

- eine Verordnung (EWG) des Rates über bestimmte Ver- 
wendungsarten für Äpfel, die Gegenstand von Interven- 
tionen waren. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. März 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Drude; Budidrudeerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
mit der die Niederlande ermächtigt werden, besondere Inter- 
ventionsmaßnahmen bei Äpfeln anzuwenden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 159/66/EWG des 
Rats vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse ^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2515/69^), insbesondere auf 
Artikel 14, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1892/68“^), 
insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das gegenwärtige Apfelerntejahr ist vor allem in 
den Niederlanden durch eine außergewöhnlich 
reiche Ernte gekennzeichnet. Als Folge davon liegen 
die Marktpreise in diesem Mitgliedstaat in der Nähe 
des Interventionspreises. 

Diese Lage kann die Erzeugerorganisationen in 
den Niederlanden veranlassen, gemäß Artikel 6 der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG beträchtliche Mengen 
aus dem Markt zu nehmen. Dieser Mitgliedstaat 
sollte daher ermächtigt werden, den Erzeugerorgani- 
sationen vorbeugende Marktregulierungsmaßnah- 
men zu ermöglichen, mit denen die vom Verbraucher 
am wenigsten gefragten Erzeugnisse aus dem Markt 
genommen werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Niederlande können den Erzeugerorganisa- 
tionen, die im Rahmen von Artikel 3 der Verord- 
nung Nr. 159/66/EWG Apfel der Güteklasse II und 
III aus dem Markt nehmen, ohne daß die in Artikel 
6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 159/66/EWG vorge- 
sehene Feststellung erfolgt zu sein braucht, vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung an 
bis zum 31. Mai 1970 einen Finanzausgleich in Höhe 
des Wertes der aus dem Markt genommenen 
Mengen gewähren. 

Dieser Wert errechnet sich wie folgt: 

- für die Erzeugnisse der Güteklasse II durch Multi- 
plikation der betreffenden Mengen mit dem An- 

Brüssel, den 


kaufspreis, der mit dem Anpassungskoeffizienten 
für die Güteklasse II und gegebenenfalls mit den 
anderen Anpassungskoeffizienten zu multiplizie- 
ren und um einen Betrag in Höhe von 5 ‘^/o des 
Grundpreises zu erhöhen ist; 

- für die Erzeugnisse der Güteklasse III durch 
Multiplikation der betreffenden Mengen mit dem 
Ankaufspreis, der mit dem Anpassungskoeffi- 
zienten für die Güteklasse III und gegebenenfalls 
mit den anderen Anpassungskoeffizienten zu 
multiplizieren und um einen Betrag in Höhe von 
5 o/ü des Grundpreises zu erhöhen ist. 

Der gewährte Ausgleich darf jedoch 90 v.H. des 
Betrages der Ausgaben nicht überschreiten, die bei 
Zahlung der Vergütungen im Sinne von Artikel 3 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG während des be- 
treffenden Zeitraums entstehen. 

Artikel 2 

Die in Durchführung dieser Verordnung ge- 
troffenen Maßnahmen gelten als Interventionen auf 
dem Binnenmarkt, die den gleichen Zweck und die 
gleiche Funktion wie die Erstattungen bei der Aus- 
fuhr nach dritten Ländern gemäß Artikel 5 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG haben. 

Die in Artikel 1 dieser Verordnung vorgesehenen 
Ausgleichszahlungen werden vom Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Garantie, nach Maßgabe der 
Artikel 2, 4 und 5 der Verordnung (EWG) Nr. 988/68 
des Rates vom 15. Juli 1968 über die Finanzierung 
der Interventionsausgaben und der Erstattungen für 
Obst und Gemüse ^) finanziert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Oktober 1969, S. 10 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, S, 1 

•'■J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 169 
vom 18. Juli 1968, S. 8 
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Für die Kommission 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über bestimmte Verwendungsarten für Äpfel, die Gegenstand 
von Interventionen waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 159/66/EWG des 
Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2515/69“), insbesondere auf 
Artikel 14, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen 
für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft'“^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1892/ 
68 '^), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2, auf Vor- 
schlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Damit die Vernichtung großer Mengen Äpfel ver- 
mieden wird, die im Rahmen der gemeinschaftlichen 
Regelung Gegenstand von Interventionen sind, 
müssen Maßnahmen getroffen werden, die zur 
kostenlosen Verteilung der Äpfel in frischem Zu- 
stand oder in Form von Saft an bestimmte soziale 
Gruppen erforderlich sind. 

Die Bedingungen für eine Beteiligung des Euro- 
päischen Äusrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landv/irtschaft an der Finanzierung dieser Maß- 
nahmen sind festzulegen - 

HÄT FOLGENDE VERORDNUNG ERLÄSSEN: 

Ärtikel 1 

Die Erzeugerorganisationen, die in Krisenzeiten 
im Sinne von Ärtikel 6 der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG oder gemäß der Vorschriften der Verordnung 
(EWG) Nr. . , . /70 bis zum Äblauf des Wirtschafts- 
jahres 1969/1970 im Rahmen von Ärtikel 3 der ge- 
nannten Verordnung Interventionen auf dem Äpfel- 
markt vornehmen, müssen diese Waren an die von 
den Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen abtreten, 
wenn sie nicht für die aus dem Handel gezogenen 
Erzeugnisse auf eine der Verwendungsarten in 
Ärtikel 1 Äbsatz 1 der Verordnung Nr. 165/67/EWG 
der Kommission vom 26. Juni 1967 durch Verord- 
nung (EWG) Nr. . . . /70 geändert über die Verwen- 
dung der Erzeugnisse, deren Ankauf die Mitglied- 
Staaten im Rahmen der Interventionen auf dem 
Obst -und Gemüsemarkt getätigt haben '"), zurück- 
greifen können. 


Artikel 2 

1. Die Erzeugnisse, die gemäß Artikel 1 an die von 
den Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen abgetreten 
oder bis zum Ablauf des Wirtschaftsjahres 1969/1970 
gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr. 159/66/EWG 
aufgekauft worden sind, werden wie folgt verwen- 
det, wenn der betreffende Mitgliedstaat nicht auf die 
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b, c, d und e der 
Verordnung Nr. 165/67/EWG vorgesehenen An- 
wendungsarten zurückgreifen kann: 

- kostenlose Verteilung an Wohlfahrtseinrichtungen 
und Stiftungen und an Personen, die nach den 
Rechtsvorschriften des betreffenden Landes wegen 
der Unzulänglichkeit der für ihren Lebensunter- 
halt notwendigen Mittel als unterstützungsbe- 
dürftig gelten, 

- Verarbeitung zu Saft und kostenlose Verteilung 
dieses Saftes an die genannten natürlichen oder 
juristischen Personen. 

2. Die Verarbeitung wird der Privatindustrie unter 
Bedingungen übertragen, die nach dem Verfahren 
des Artikels 13 der Verordnung Nr. 23^) festgelegt 
werden. 

Artikel 3 

Aus dem Europäischen Äusrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
können die Ausgaben erstattet werden, die sich im 
Rahmen von Ärtikel 2 ergeben aus: 

- der Beförderung der Erzeugnisse in die Verarbei- 
tungszentren, 

- der Verarbeitung der Erzeugnisse zu Saft, 

- der Lagerung der Erzeugnisse zwischen dem Zeit- 
punkt, zu dem sie aus dem Handel gezogen oder 
angekauft werden, und dem Zeitpunkt der Ver- 
teilung, 

- der Beförderung der frischen oder verarbeiteten 
Erzeugnisse zu ihrer Verteilung. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 10 

‘^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 129 
vom 28. Juni 1967, S. 2560/67 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 965/62 
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für die Kommission 


Der Präsident 



